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Anhang 2 Grundlegende Maßnahmen nach dem DPSIR-
Ansatz 

i) Badegewässerrichtlinie 

Die Richtlinie 2006/7/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 15.02.2006 über die 
Qualität der Badegewässer und deren Bewirtschaftung und zur Aufhebung der Richtlinie 
76/160/EWG wurde durch die Badegewässerverordnungen der Länder umgesetzt. 

Verursacher Urbane Entwicklung (Kommu-
nen, Verbände, Kläranlagen und 
Regenwassereinleitungen) 

Landwirtschaft 

Signifikante Belastung Punktquellen Diffuse Quellen 

Auswirkungen  (Krankheitserreger) (Krankheitserreger) 

Die grundlegenden Maß- nah-
men sind generell hinreichend 
für die Zielerreichung 

Ermittlung und Sanierung der 
Beeinträchtigungsquellen 
(Punktquellen) 

Ermittlung und Sanierung der 
Beeinträchtigungsquellen 
(diffuse Quellen) 

Ggf. sind zusätzliche Maß- nah-
men erforderlich, 

wenn während des 2.BWP 
erkennbar wird, dass an ein-
zelnen Badestellen die Bade-
gewässerqualität verfehlt wird 
(LAWA-MNK Nr. 4, 5 und 8) 

wenn während des 2.BWP er-
kennbar wird, dass an einzelnen 
Badestellen die Badegewässer- 
qualität verfehlt wird 
(LAWA-MNK Nr. 26 - 35 ) 

 

ii) Vogelschutzrichtlinie 

Die Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 über die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten wurde in nationales Recht umgesetzt durch das Bundesnatur- 
schutzgesetz in der Fassung vom 29.07. 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 04.03.2020 (BGBl. I S. 440) und das Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31.07.2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S.1408). 

Verursacher Landwirtschaft, Urbane 
Entwicklung (Infrastruk-
turanlagen) 

Landwirtschaft Landwirtschaft, Ur-
bane Entwicklung 

Signifikante Be-
lastung in Einzel-
fällen 

Hydromorphologische 
Veränderungen 

Gewässerausbau Mindestwasserstände 
unterschritten 

Auswirkung Habitatveränderung   Habitatveränderung Habitatveränderung 
in Einzelfällen (Brut- und Aufwuchs- (Nahrungsgrundlage 

Beeinträchtigungen für Vögel eingeschränkt) 
geschützter Vögel) 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind ge-
nerell hinreichend für 
die Zielerreichung 

Einhaltung der hydro- 
morphologischen Bedin-
gungen zur Zielerrei-
chung der Vogelschutz-
richtlinie 

Verbesserung der hyd- 
romorphologischen Ver- 
hältnisse an den Ober- 
flächengewässern zur 
Zielerreichung WRRL 

Einhaltung der 
Mindestwasserstände 

Zusätzliche 
Maßnahmen sind 
ggf. erforderlich, 

wenn während des 2.Be-
wirtschaftungszeitraums 
erkennbar wird, dass 
hydro- morphologische 
Defizite erkannt werden 
(LAWA-MNK Nr.72 ) 

wenn während des 
2.Bewirtschaftungszeit-
raums erkennbar wird, 
dass wasserbezogene 
Defizite bei den Habita- 
ten bestehen 

wenn während des 
2.BWP erkannt wird, 
dass Mindestwasser-
stände unter- schrit-
ten werden (LAWA-
MNK Nr.61) 
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iii) Trinkwasserrichtlinie 

Die Richtlinie des Rates vom 15.7.1980 über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
(80/776EWG) in der durch die Richtlinie 98/83/EG geänderten Fassung wurde durch die Trinkwasser- 
verordnung in der Fassung vom 10.03.2016 (BGBl. I S. 459), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 20.12.2019 (BGBl. I S. 2934) in nationales Recht umgesetzt wird. 

Verursacher Urbane Entwicklung (Betreiber der Wasserwerke) 

Signifikante Belastung Andere anthropogene Belastungen (Einzelfälle: Verkeimung des Trink-
wassers) 

Auswirkung Chemisch-physikalische und mikrobiologische Belastung (Überschrei-
tung der Grenzwerte) 

Die grundlegenden Maßnah- 
men sind generell hinreichend 
für Zielerreichung 

Einhaltung der Trinkwasserverordnung 

Zusätzliche Maßnahmen sind 
ggf. erforderlich, 
(LAWA-MNK Nr. 58 ) 

wenn während des 2.BWP erkennbar wird, dass in Einzelfällen die 
Anforderungen der Trinkwasserverordnung verfehlt werden: Er-
mittlung und Beseitigung der Ursachen durch den Betreiber und 
Verursacher 

 

iv) Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährli-

chen Stoffen 

Richtlinie 2012/18/EU des Rates vom 04.07.2012 zur Beherrschung schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen (durch Bundesrecht - BImSchG, UVPG, UmwRG - umgesetzt). 

Verursacher Betriebe mit gefährlichen Stoffen oberhalb bestimmter Mengen- 
schwellen 

Signifikante Belastung Punktquellen potentieller Austritt von für die Gewässerbelastung 
relevanten gefährlichen Stoffen infolge schwerer Unfälle) 

Auswirkung Potentielle chemische Verschmutzung 
(Verschlechterung des ökologischen oder chemischen Zustands 
von betroffenen Wasserkörpern (Überschreitung von Umweltquali- 
tätsnormen) 

Die grundlegenden Maßnah- 
men sind hinreichend für die 
Zielerreichung 

Innerbetriebliche Vorsorgemaßnahmen sowie innerbetriebliche und 
externe Notfallplanung, 

 

v) Industrieemissionsrichtlinie (IED) 

Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.12.2010 über Industrie-
emissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (IED). Umgesetzt 
in nationales Recht durch das Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1408); insbes. §§ 54, 
57, 60 WHG. 
Verursacher Industrie (Betriebe mit gefährlichen Stoffen oberhalb bestimmter 

Mengenschwellen) 

Signifikante Belastung Punktquellen (potentieller Austritt von für die Gewässerbelastung 
relevanten gefährlichen Stoffen infolge schwerer Unfälle) 

Auswirkung Potentielle chemische Verschmutzung 
(Verschlechterung des ökologischen oder chemischen Zustands 
von betroffenen Wasserkörpern (Überschreitung von Umweltquali- 
tätsnormen) 
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Die grundlegenden Maßnah- 
men sind hinreichend für die 
Zielerreichung 

Innerbetriebliche Vorsorgemaßnahmen sowie innerbetriebliche und 
externe Notfallplanung, 

Zusätzliche Maßnahmen 
sind nicht erforderlich. 

 

 

vi) Umweltverträglichkeitsprüfungsrichtlinie 

Die Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 05.07.1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung, zu- 
letzt geändert durch die Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26.05.2003 wurde durch Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung vom 24.2. 
2010 (BGBl. I. S.94) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2513) 
und das Wasserhaushaltsgesetz in der Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1408), in nationales Recht umgesetzt und 
wird eingehalten. 

Verursacher (Öffentliche oder private Maßnahmeträger) 

Signifikante Belastung Bauliche oder planerische Vorhaben 

Auswirkung (Mögliche Beeinträchtigung der Umwelt) 

Die grundlegenden Maßnahmen sind 
hinreichend für die Zielerreichung 

Frühzeitige Umweltverträglichkeitsprüfung über die 
Zulässigkeit von bedeutenden Vorhaben 

Ergänzende Maßnahmen sind nicht erfor- 
derlich. 

 

 

vii) Klärschlammrichtlinie 

Die Richtlinie über Klärschlamm 86/278/EWG vom 12.06.1986 über den Schutz der Umwelt und insbe-
sondere der Böden bei der Verwertung von Klärschlamm in der Landwirtschaft wurde durch die Klär- 
schlammverordnung vom 27.09.2017 (BGBl. I 3465), zuletzt geändert durch Artikel 137 der Verordnung 
vom 19.06.2020 (BGBI, I S.1328), umgesetzt. 

Verursacher Urbane Entwicklung (Betreiber von Abwasseranlagen) 

Signifikante Belastung Einzelfälle: Schadstoffe im Klärschlamm 

Auswirkung Organische Verschmutzung 
(Einzelfälle: Überschreitung der Grenzwerte) 

Die grundlegenden Maßnah- 
men sind hinreichend für die 
Zielerreichung 

Umsetzung der Klärschlammverordnung, 
Prüfung der stofflichen Belastungen des Klärschlamms 

Zusätzliche Maßnahmen sind 
ggf. erforderlich, 

wenn bei der Prüfung Überschreitungen festgestellt werden. 
Ggf. Verbot der Ausbringung auf landwirtschaftlichen Flächen 
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viii) Kommunalabwasserrichtlinie 

Die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21.05.1991 über die Behandlung von kommunalem Ab- 
wasser ist in Deutschland durch die Abwasserverordnung in der Fassung vom 17.06.2004 (BGBl. I 
S.1108,2625), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 16.6.2020 (BGBl. I S.1287), und 
die Kommunalabwasserverordnungen der Länder vollständig umgesetzt. Die Mindestanforderungen 
der AbwV wurden durch die zuständigen Behörden in wasserrechtlichen Erlaubnissen für das Einlei-
ten von Abwasser in Gewässer festgeschrieben und werden im Rahmen der behördlichen Überwa-
chung und durch die Auswertung der Selbstüberwachungsergebnisse überwacht. Die Anforderungen 
der Kommunalabwasserrichtlinie werden generell eingehalten. Der Umsetzungsstand der Kommu-
nalabwasserrichtlinie wird gemäß Artikel 16 alle zwei Jahre in einem Lagebericht veröffentlicht und 
der Europäischen Kommission vorgelegt. 

Verursacher Urbane Entwicklung (kommunale Kläranlagen und 
Nahrungsmittelindustrie) 

Belastung Stoffliche Belastung der Gewässer über Punktquellen, 

Auswirkung Organische und chemische Verschmutzung 
(Stoffliche Belastung der Gewässer, z.B. Überschreitung von 
Umweltqualitätsnormen) 

Die grundlegenden Maßnahmen 
sind  hinreichend für die Zieler-
reichung 

Umsetzung der Kommunalabwasserrichtlinie 

Ergänzende oder zusätzliche 
Maßnahmen sind ggf. erforderlich, 

wenn der gute ökologische oder chemische Zustand nicht er- 
reicht wird und die Verursacher hierzu einen relevanten Beitrag 
liefern. (LAWA – MNK: 1 - 8) 

 

ix) Pflanzenschutz-Rahmenrichtlinie 

Die Richtlinie 2009/128/EG vom 21.10.2009 wurde über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für 
die nachhaltige Verwendung von Pestiziden durch das Pflanzenschutzgesetz - PflSchG vom 
06.02.2012 (BGBl I 148, 1281), zuletzt geändert durch Art. 278 der Verordnung vom 19.06.2020 
(BGBl. I S. 1328, umgesetzt. Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 vom 21.10.2009 über das Inverkehr-
bringen von Pflanzenschutzmitteln (EU-Wirkstoffprüfung, Zulassung von Pflanzenschutzmitteln) ist 
unmittelbar geltendes Recht. Das Verfahren zum Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ist 
hinreichend, um schädliche Auswirkungen der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu vermeiden. 
Mit dem Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln werden 
Maßnahmen ergriffen, Risiken durch die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln für Gewässer weiter 
zu mindern und Eintrage von Pflanzenschutzmitteln in sensible Gewässerbereiche weiter zu verrin-
gern. 
Verursacher Landwirtschaft, (andere Anwender wie Bahn, Hausfassaden etc.) 

Signifikante Belastung Eintrag von Pflanzenschutzmitteln in Grund- und Oberflächen- 
gewässer 

Auswirkung Chemische Verschmutzung (Stoffliche Belastung der Gewässer, z.B. 
Überschreitung von Umweltqualitätsnormen) 

Die grundlegenden Maßnahmen 
sind hinreichend für die Zielerrei-
chung 

Umsetzung des Pflanzenschutzgesetzes und des nationalen Akti-
onsplans zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
(NAP) 

Ergänzende Maßnahmen sind 
nicht erforderlich. 
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x) Nitratrichtlinie 

Die Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12.12.1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 
durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (Nitratrichtlinie). Die Umsetzung in D wurde durch die 
Düngeverordnung in der Fassung vom 26.05.2017 (BGBl. I S. 1305) und hinsichtlich der Beschaffen-
heit sowie der Lagerkapazität von Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche und Gülle durch die 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 18.04.2017 
(BGBl. I S.905) umgesetzt. 

 Verursacher Landwirtschaft 

Signifikante Belastung Nitratbelastungen des Grundwassers und der Oberflächengewässer, 
dadurch Gefahr der Verfehlung des guten Zustands 

Auswirkung Chemische Verschmutzung (Überschreitung der Grenzwerte für Nitrat in 
Grundwasserkörpern durch übermäßige Düngung) 

Wirksamkeit Die bisherigen grundlegenden Maßnahmen der Düngeverordnung waren 
nicht hinreichend geeignet, eine pflanzenbedarfs- gerechte Düngung 
durchzusetzen. Daher ist eine Novellierung und Verschärfung der Dünge-
verordnung notwendig. Damit die Nitratgrenzwerte der Grundwasserkör-
per unterschritten werden können, müssen ergänzende Maßnahmen 
durchgeführt wer- den wie Verhaltenskodizes für die gute landwirtschaftli-
che Praxis, Beratung der Landwirte, Förderung des Biolandbaus und Ag-
rarumweltmaßnahmen. 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind 
nicht hinreichend. 

Durch eine Novellierung der Düngeverordnung soll die Nitratkonzentration 
im Grundwasser reduziert werden. 

Ergänzende Maßnah-
men sind zur Zielerrei-
chung erforderlich: 

Beratung der Landwirte zur Optimierung der Düngepraxis (pflan-
zenbedarfsgerechte Düngung) 
und grundwasserschonenden Bewirtschaftung der Flächen bei Über-
schreitung des Nitratgrenzwerts (LAWA-MNK Nr. 504 ) 

 

xi) Habitatrichtlinie 

Die Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen wurde durch das Bundesnaturschutzgesetz in der Fas-
sung vom 29.07.2009 (BGBl. I S.2542), zuletzt geändert durch Artikel 290 der Verordnung vom 
19.06.2020 (BGBl. I S.1328) und das Wasserhaushaltsgesetz vom 31.07.2009 (BGBl. I S.2585), zu-
letzt geändert durch die Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I S.1474), umgesetzt. 
Verursacher Transport (Schifffahrt) Landwirtschaft Transport (Wasser- und 

Schifffahrtsverwaltung) 

Signifikante 
Belastung 

Gewässerausbau in der 
Vergangenheit 

Hydromorphologische 
Veränderungen 

Gewässerunterhaltung 

Bereichsweise 
Auswirkung auf 

Habitate wurden 
nachteilig verändert 

Habitatveränderung 
(Beeinträchtigung von 
grundwasserabhängi-
gen Ökosystemen) 

Habitatveränderung 
(Beeinträchtigung der Ge-
wässerflora und –fauna) 

Die grundlegen- 
den Maßnahmen 
sind generell 
hinreichend für 
Zielerreichung 

Einhaltung der hydro- 
morphologischen Be-
dingungen zur Zielerrei-
chung der § 6 WHG 
Grundsätze der Gewäs-
serbewirtschaftung 

Schutz der grund- 
wasserabhängigen 
Ökosystemen 

Schutz und Entwicklung 
der Habitate 
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Ggf. sind zusätzli-
che Maßnahmen 
erforderlich: 

wenn eine Absenkung 
der Wasserstände be-
steht: Wiedervernäs-
sung von Feuchtgebie-
ten und Mooren 
(LAWA-MNK Nr. 65 ) 

Einhaltung der Min-
destwasserstände 

 
 
(LAWA-MNK Nr. 65) 

Optimierung der Gewäs-
serunterhaltung durch 
schonende Unterhal-
tungsmethoden 
(LAWA-MNK Nr. 79) 

 

xii) Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-

schmutzung (96/61/EG) und Richtlinie über Industrie-Emissionen (2010/75/EU) 

Bis zum 07.01.2013, also im gesamten Berichtszeitraum der Bestandsaufnahme war die IVU- 
Richtlinie maßgebend für die Anforderungen an die Industrieanlagen. Gemäß dem Bericht der Bun-
desrepublik Deutschland nach Artikel 17 Absatz 1 und 3 der IVU-Richtlinie zum 30.09.2012 lag für 
9181 von insgesamt 9188 Anlagen mit IVU-Tätigkeiten eine Genehmigung im vollen Einklang mit der 
IVU-Richtlinie vor. 
Die Richtlinie 2010/75/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Indust-
rieemissionen wurde in Deutschland durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über Industrie-
emissionen sowie weitere Verordnungen, wie die Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwa-
chungsverordnung vom 02.05.2013 (BGBl I S. 973 und 1011), zuletzt geändert durch Art. 254 der Ver-
ordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) vollständig umgesetzt. Für bestehende industrielle Abwas-
serbehandlungsanlagen gelten die Übergangsbestimmungen gemäß § 107 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG). Neue Emissionsgrenzwerte sowie allgemeine Anforderungen der auf europäischer Ebene ent-
wickelten BVT-Schlussfolgerungen, die den „besten verfügbaren Techniken“ entsprechen, sind bzw. 
werden innerhalb der geforderten Frist in der Abwasserverordnung umgesetzt. Diese Mindestanforde-
rungen der AbwV werden durch die zuständigen Behörden in wasserrechtlichen Erlaubnissen für das 
Einleiten von Abwasser aus Industrieanlagen bestimmter Tätigkeiten in Gewässer festgeschrieben 
bzw. in der der geforderten Frist angepasst. Im Rahmen der behördlichen Überwachung und durch die 
Auswertung der Selbstüberwachungsergebnisse wird die Einhaltung der Anforderungen überwacht. 
Verursacher Industrie 

Belastung Stoffliche Belastung der Gewässer über Punktquellen 
Auswirkung Chemische Verschmutzung 

(Nähr- und Schadstoffe Einträge in das Gewässer, dadurch 
Gefahr der Verfehlung des guten Zustands) 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind generell hinrei-
chend für die Zielerreichung 

Umsetzung und Einhaltung der BVT-Schlussfolgerungen für In-
dustrieanlagen, die unter die IED fallen 

Ergänzende oder zusätzliche Maß-
nahmen sind ggf. erforderlich, 

wenn in Wasserkörpern Überschreitungen der Umweltqualitäts-
norm  für bestimmte Stoffe festgestellt werden und Industrieanla-
gen hierzu einen relevanten Beitrag liefern. 
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Umsetzung weiterer grundlegender Maßnahmen 

a) Grundwasserrichtlinie 

Die Richtlinie 2006/118/ EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12. 2006 zum 
Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung wurde in nationales Recht durch 
die Grundwasserverordnung in der Fassung vom 09.11.2010 (BGBl.I S.1513), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1044) umgesetzt. Die grundlegenden Maßnah-
men führen dazu, dass die Ziele in weiten Bereichen erreicht werden. 

Verursacher Landwirtschaft 

Signifikante Belastung Düngung, die nicht den Grundsätzen der guten fachli-
chen Praxis entspricht 

Auswirkung Chemische Verschmutzung (Nitratbelastungen in weiten 
Bereichen des Grundwassers Die Zielerreichung wird in  
ca. 36 % der GWK verfehlt.) 

Die grundlegenden Maßnahmen sind ge-
nerell hinreichend zur Zielerreichung: 

Umsetzung der Grundwasserverordnung 

Ergänzende Maßnahmen sind erforder-
lich: 
(LAWA-MNK Nr. 27 und 32 ) 

in Gebieten, in denen die Grenzwerte für Nitrat über-
schritten werden. Beratung der Landwirte über die Ein-
haltung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis 
bei der Düngung, Förderung des Biolandbaus 

 

b) Umweltqualitätsnormenrichtlinie 

Richtlinie 2008/105 /EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.12.2008 über Um- 
weltqualitätsnormen im Bereich der Wasserpolitik und zur Änderung bzw. Aufhebung der Richtlinien: 
82/176/EWG vom 22.03.1986 (UQN Quecksilbereinleitung), 83/513/EWG vom 26.09.1983 (UQN Cad-
mium), 84/491/EWG vom 9.10.1984 (UQN Hexachlorcyclohexan), 86/280/EWG vom 12.06.1986 
(UQN für bestimmte gefährliche Stoffe) und Richtlinie76/464/EWG vom 06.09.1976, Kodifiziert durch 
Richtlinie 2006/11/EG und 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie). 
Die Richtlinie 2013/39/EU zur Änderung der Richtlinien 2000/60/EG und 2008/105/EG in Bezug auf prio-
ritäre Stoffe im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 226 vom 24.08.2013 S.1) ist durch die Oberflächenge-
wässerverordnung (OGewV) vom 20.06.2016 (BGBl. I S. 1373), zuletzt geändert durch Art. 255 der Ver-
ordnung vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) umgesetzt worden. 

Verursacher Urbane Entwicklung, Industrie, Landwirtschaft 
(Kohlekraftwerke, Kläranlagen) 

Signifikante Belastung Belastungen durch prioritäre und andere Schadstoffe 
Auswirkung Festlegung der Umweltqualitätsnormen 

Die grundlegenden Maßnahmen sind 
generell hinreichend für die Zielerreichung 

Die Richtlinie wird regelmäßig aktualisiert angepasst 
und durch die novellierte OGewV umgesetzt 

Zusätzliche Maßnahmen sind ggf. 
erforderlich, 

wenn die Umweltqualitätsnormen in den Gewässern 
weiterhin verfehlt werden 
(LAWA-MNK Nr.15 ) 
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c) Umsetzung des kombinierten Ansatzes für Punktquellen und diffuse Quellen 

gemäß Artikel 10 WRRL 

In Deutschland werden als grundlegende Maßnahmen alle genannten Einleitungen in Oberflächenge-
wässer (Fließgewässer, Seen, Übergangs- und Küstengewässer) entsprechend Artikel 10 Abs. 1 
WRRL nach dem kombinierten Ansatz begrenzt. Gemäß Artikel 10 Abs. 2 werden als grundlegende 
Maßnahmen zur Umsetzung der Emissionsbegrenzungen 

• auf der Grundlage der besten verfügbaren Technologien oder 
• durch die Einhaltung der einschlägigen Emissionsgrenzwerte oder 
• bei diffusen Auswirkungen eine Begrenzung, die die beste verfügbare Umwelt-

praxis einschließen, gemäß folgenden Richtlinien: 

xi) Richtlinie 2010/75/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.12. 2010 über 
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) 

vii) Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21.05.1991 über die Behandlung von kommunalem 
Abwasser (Kommunalabwasserrichtlinie) 
ix) Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12.12.1991 zum Schutz der Gewässer vor 
Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (Nitratrichtlinie) umgesetzt. 

Verursacher Industrie, Urbane Entwicklung, Landwirtschaft 
(Kläranlagen, Regenwasseranlagen…), 

Signifikante Belastung Belastungen durch prioritäre und andere Schad- oder Nährstoffe 

Auswirkung Chemische und organische Verschmutzung, 
(Überschreitung von Umweltqualitätsnormen) 

Die grundlegenden Maßnahmen 
sind generell hinreichend für die 
Zielerreichung 

Umsetzung der Richtlinien und des kombinierten Ansatzes durch 
Einhaltung der Abwasserverordnung 

Ergänzende und ggf. zusätzliche 
Maßnahmen sind erforderlich, 

wenn trotz Einhaltung der Emissionsgrenze die Umweltqualitäts- 
normen in Oberflächenwasserkörpern verfehlt werden 
(LAWA-MNK Nr.14) 

 

d) Strategien gegen die Wasserverschmutzung nach Artikel 16 WRRL durch die 

dazu erlassenen Richtlinien 

Chemikalienrechtliche Verbote oder Beschränkungen sind ebenso wie Pflanzenschutzmittel und 
Biozide weitgehend in europäischen Verordnungen geregelt, die unmittelbar gelten und nicht mehr in 
nationales Recht umgesetzt werden müssen. Nichtsdestotrotz werden sie in Deutschland beachtet! 
Artikel 16 WRRL betrifft spezifische Maßnahmen für die Bekämpfung der Wasserverschmutzung 
durch einzelne Schadstoffe oder Schadstoffgruppen, die ein erhebliches Risiko für die aquatische 
Umwelt darstellen einschließlich der entsprechenden Risiken für Gewässer, die zur Trinkwasserent-
nahme genutzt werden. In Bezug auf diese Schadstoffe zielen die Maßnahmen auf eine schrittweise 
Reduzierung ab und in Bezug auf prioritäre gefährliche Stoffe auf die Beendigung oder schrittweise 
Einstellung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten dieser Stoffe. Die grundlegenden Maßnah-
men können dazu beitragen, dass die prioritären gefährlichen Stoffe nicht mehr verwendet werden 
und damit nicht mehr in die Umwelt gelangen können. 
Verursacher Urbane Entwicklung, Industrie 

Signifikante Belastung Belastungen durch prioritäre und andere Schadstoffe 

Auswirkung Chemische und organische Verschmutzung 
(Festlegung der Umweltqualitätsnormen) 

Die grundlegenden Maßnah-
men sind generell hinreichend 
für die Zielerreichung: 

Umsetzung der Regelungen des Chemikaliengesetzes, des 
BImSchG, des WHG, der Anlagenverordnung, der Abwasser- 
verordnung mit Anhängen und der Indirekteinleiterverordnung 

Ergänzende und ggf. zusätzliche 
Maßnahmen sind erforderlich 

wenn in Wasserkörpern Überschreitungen der Umweltqualitäts- 
normen für Schadstoffe festgestellt wurden, die ein erhebliches 
Risiko für die aquatische Umwelt darstellen 
(LAWA-MNK Nr.13-15) 
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Grundlegende Maßnahmen nach Artikel 11 Abs. 3 a) bis l) 

Weitere grundlegende Maßnahmen sind die folgenden, in Artikel 11 Abs. 3 a) bis l) WRRL 
aufgeführten Maßnahmen, die zu erfüllende Mindestanforderungen sind. 

Die folgenden grundlegenden Maßnahmen werden durch das WHG in nationales Recht um-
gesetzt: 

 

a) Maßnahmen gemeinschaftlicher Wasserschutzvorschriften 

Maßnahmen zur Umsetzung gemeinschaftlicher Wasserschutzvorschriften einschließlich 
der Maßnahmen gemäß den Rechtsvorschriften nach Artikel 10 und die in der Liste in An-
hang VI Teil A WRRL aufgeführt sind (siehe Kapitel 4.2.1). 

 

b) Maßnahmen zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleitungen 

Maßnahmen zum Erreichen der Kostendeckung der Wasserdienstleistungen nach Art. 9 WRRL. 
Gewässerentwicklung zur Wiedervernässung von Niedermooren, zur Verminderung von Stoffeinträ- 
gen, zur Bekämpfung von Meeresverschmutzungen und zur Erhebung von Grundlagen zur Verbes-
serung der Güte der Küsten- und Binnengewässer verwendet werden. Die Maßnahmen werden 
durch die EU (Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER)) und die (Gemeinschaftsaufgabe Agrar- 
und Küstenschutz( GAK)) kofinanziert. 

Verursacher Urbane Entwicklung, (Wasserversorger und Wasserentsorger) 

Signifikante Belastungen keine 

Auswirkung Sonstige Auswirkungen 
(Wasserressourcen werden nicht beeinträchtigt, 
Verursacher werden angemessen an der Deckung der Kosten für die 
Wasserdienstleistungen beteiligt) 

Grundlegende Maßnah- 
men sind hinreichend für 
Zielerreichung 

Kommunalabgabengesetz verpflichtet zur kostendeckenden Bemes- 
sung der Trink- und Abwassergebühren, 

Erhebung der Abwasserabgabe, Erhe-

bung der Wasserentnahmeabgabe 
Ergänzende Maßnahmen 
sind nicht erforderlich. 

 

 

c) Maßnahmen zur Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung 

Maßnahmen, die eine effiziente und nachhaltige Wassernutzung fördern, um nicht die Verwirklichung 
der in Artikel 4 genannten Ziele zu gefährden. Zur Umsetzung dieser Regelung dienen §§ 32 und 48 
WHG. Die grundlegenden Maßnahmen tragen dazu bei, dass die Ziele gemäß Art. 4 WRRL erreicht 
werden können. 

Verursacher Industrie (gewerbliche Wassernutzer) 

Signifikante Belastung keine 

Auswirkung keine 

Die grundlegenden Maßnahmen sind hinreichend 
für die Zielerreichung 

 

Ergänzende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  
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d) Maßnahmen zum Schutz der Wasserqualität zur Gewinnung von Trinkwasser 

Maßnahmen zur Erreichung der Anforderungen nach Art. 7 WRRL Gewässer für die Entnahme von 
Trinkwasser, einschließlich der Maßnahmen zum Schutz der Wasserqualität, um den bei der Ge- 
winnung von Trinkwasser erforderlichen Umfang der Aufbereitung zu verringern. Diese Begrenzun- 
gen und der Genehmigungsvorbehalt wird durch §§ 2 bis 5 und 8 WHG umgesetzt. Die öffentliche 
Trinkwassergewinnung wird in der ausschließlich aus Grundwasser gedeckt. Die grundlegenden 
Maßnahmen zum Grundwasserschutz sichern weitgehend den Zustand des Grundwassers. 
Als ergänzende Maßnahmen, werden darüber hinaus gemäß § 51 WHG in gefährdeten Einzugsge- 
bieten von Trinkwasserentnahmen Wasserschutzgebiete ausgewiesen, in denen bestimmte Hand- 
lungen verboten oder nur für beschränkt zulässig erklärt werden. Die Anforderungen hinsichtlich der 
Trinkwasserqualität werden durch das Infektionsschutzgesetz, das Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetz und die Trinkwasserverordnung festgelegt. 

Verursacher Landwirtschaft Landwirtschaft 

Signifikante Belastung Nitrat- und Schadstoffbelastungen 
des 
Grundwassers in weiten Berei-

Belastungen durch Nährstoffe 
und in einigen Regionen auch durch 
Pflanzenschutzmittel 

Auswirkung Überschreitung der Grenzwerte für 
Nitrat im Grundwasser durch 
übermäßigen Düngermittelein-
satz 

Chemische Belastung des GW-Über-
schreitung des Nitratgrenzwertes im Ein-
zugsgebiet von Trinkwasserbrunnen und 
Überschreitungen Grenzwerten von Pflan-
zenschutzmitteln 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind für 
die Zielerreichung 
nicht hinreichend. 

Die Düngeverordnung und die 
Anlagenverordnung werden an-
gepasst (Daseinsvorsorge) 

Die Düngeverordnung und die 
Anlagenverordnung werden ange-
passt 

Ergänzende Maßnah- 
men sind erforderlich, 

wenn der Nitratgrenzwert oder an-
dere 
Qualitätsnormen überschritten 
werden. Maßnahmen sind: Bera-
tung der Land- wirte, Agrarum-
weltmaßnahmen (LAWA-MNK 
Nr.43 und 504) 

Ausweisung zusätzlicher Wasserschutz-
gebiete und Beratungsmaßnahmen für 
Landwirte 
Anreiz für verbindliche Kooperationen 
zwischen Wasserversorgern und 
Landwirtschaft 

 

e) Maßnahmen zur Begrenzung und Genehmigungsvorbehalt bei der Entnahme von 

Oberflächensüßwasser und Grundwasser 

Maßnahmen zur Begrenzung der Entnahme von Oberflächensüßwasser und Grundwasser sowie die 
Aufstauung von Oberflächensüßwasser, einschließlich eines Registers der Wasserentnahmen und die 
Vorschrift über eine vorherige Genehmigung der Entnahme und der Aufstauung. Die Begrenzungen 
werden regelmäßig überprüft und ggf. aktualisiert. 

Die Begrenzungen und der Genehmigungsvorbehalt werden durch § 6 bis § 13 WHG sowie §§ 47 und 
48 WHG umgesetzt. Für die Entnahme von Grundwasser oder aus Oberflächengewässern für die öf-
fentliche Wasserversorgung wird eine Bewilligung erteilt, die sicherstellen soll, dass eine nachhaltige 
Nutzung der Wasserressourcen gesichert wird. Die Entnahmemengen werden ermittelt und in Daten-
banken registriert. Die Begrenzungen der Entnahmen werden regelmäßig überprüft und gegebenenfalls 
aktualisiert. 

Verursacher Wasserversorgungsunternehmen 

Signifikante Belastung keine 
Auswirkung keine 

Die grundlegenden Maßnahmen sind hinsichtlich der 
Entnahmemenge hinreichend zur Zielerreichung: 

Vorbehalt einer Erlaubnis oder eines Bewil- 
ligungsverfahrens für die Entnahme von 
Grundwasser § 6 bis § 13 WHG 

Ergänzende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  
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f) Vorherige Regelungen bei künstlichen Anreicherungen von Grundwasserkörpern 

Weil Maßnahmen zu künstlichen Anreicherungen oder Auffüllungen von Grundwasserkörpern nicht 
vorgenommen werden, kann auch eine Begrenzung entfallen. Sollten Anträge auf eine Genehmigung 
für eine künstliche Anreicherung oder Auffüllung von Grundwasserkörpern gestellt werden, würden 
Begrenzungen der Entnahme einschließlich des Erfordernisses einer vorherigen Genehmigung ver- 
langt werden. Sofern die Anreicherung des Grundwassers Umweltziele nicht gefährden, könnten Ge-
nehmigungen erteilt werden, um defizitäre Grundwasserbilanzen auszugleichen und einen guten 
mengenmäßigen Zustand der Grundwasserkörper sicherzustellen. Maßnahmen der künstlichen 
Gewässeranreicherung werden regelmäßig überprüft und aktualisiert. Maßnahmen der rationalen 
Wasserverwendung sind in § 48 WHG geregelt 
Verursacher keine 

Signifikante Belastung keine 

Auswirkung keine 

Die grundlegenden Maßnahmen sind hinreichend für 
die Zielerreichung: 

Anreicherungen oder Auffüllungen von Was- 
serkörpern werden nicht vorgenommen und 
sind nicht geplant 

Ergänzende Maßnahmen sind nicht erforderlich.  

 

g) Vorherige Regelungen bei der Einleitung von Schadstoffen in Oberflächengewäs-

ser 

Bei Einleitungen über Punktquellen, die Verschmutzungen verursachen können, besteht das Erfor- 
dernis einer vorherigen Regelung, wie ein Verbot der Einleitung von Schadstoffen in das Oberflä- 
chengewässer oder eine vorherige Genehmigung und eine Registrierung nach allgemein verbindli- 
chen Regeln. Die Emissionsbegrenzungen für die betreffenden Schadstoffe einschließlich Begren- 
zungen nach den Artikeln 10 und 16 WRRL wurden durch die Regelungen in den §§ 8-15 WHG in na-
tionales Recht umgesetzt. Die Begrenzungen der Einleitung von Schadstoffen werden regelmäßig 
überprüft und ggf. aktualisiert. Die Erlaubnis ist widerruflich. 

Verursacher Urbane Entwicklung (Kläranlagenbetreiber) 

Signifikante Belastung keine 

Auswirkung keine 

Die grundlegende Maßnahmen sind generell 
hinreichend: 

Regelungen für die Einleitung von Schadstoffen 
durch Punktquellen gemäß §§ 8 - 15 WHG 

Zusätzliche Maßnahmen werden ggf. 
ergriffen, 

 
 
 
(LAWA-MNK Nr. 5) 

wenn die Qualitätsnormen der chemischen oder 
flussgebietsspezifischen Schadstoffe nicht eingehal- 
ten werden, der gute ökologische Zustand oder das 
gute ökologische Potenzial aufgrund der physika- 
lisch- chemischen Gegebenheiten nicht eingehalten 
werden kann. 
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h) Vorherige Regelungen bei Verschmutzungen durch diffuse Quellen 

Die Einträge von diffusen Quellen ins Grundwasser können nicht vorherig geregelt werden; das ge- 
zielte Einleiten oder Einbringen von Verschmutzungen ist generell nicht zulässig. Damit entfällt auch 
eine vorherige Genehmigung oder eine Registrierung diffuser Einträge nach allgemein verbindlichen 
Regeln. Grundlegende Maßnahmen zur Verhinderung oder Begrenzung der Einleitung von Schad- 
stoffen ins Grundwasser und dessen Reinhaltung sind generelle Regelungen und Verbote gemäß §§ 
2-7 und 46 – 49 und §§ 62-63 WHG. Diffuse Einträge entstehen durch Verluste bei einer übermäßi- 
gen Düngung, Verlusten von Pflanzenschutzmitteln, Freisetzungen von wassergefährdenden Stoffen 
beim Umgang mit diesen Stoffen und durch die Deposition von Stoffen über den Luftpfad. Einträge 
von diffusen Quellen in Oberflächengewässer erfolgen durch Erosion, Grundwasserabfluss, Dräna-
gen, Regenwasserabschwemmungen von nicht befestigten Flächen, Niederschlagswasser, das aus 
dem Bereich von bebauten und befestigten Flächen abfließt. 
Verursacher Landwirtschaft, Industrie, (Gewerbe, 

Verkehr, Kraftwerksbetreiber, Kom-
munen) 

Industrie, Urbane Entwicklung, Trans-
port,(Gewerbe) 

Signifikante 
Belastungen 

Flächenhafter Eintrag von Nähr- 
und Schadstoffen in die Oberflä- 
chengewässer (Fließgewässer, 
Seen, Übergangs- und Küstenge- 
wässer) Eintrag durch Erosion, 
Grundwasserabfluss, Dränagen, 
Regenwasserabfluss 

Freisetzung von Schadstoffen bei der 
Lagerung und dem Umgang mit was- 
sergefährdenden Stoffen 
Begrenzung von verschmutztem Re- 
genwassers  
Begrenzung der Emissionen von Indust- 

rieanlagen und Abwassereinleitungen 

Auswirkung Überschreitung der Umweltquali- 
tätsnormen für die Schadstoffe 
nach Anlage 5 und 7 bzw. „Kenn- 
größen“ für die physikalisch- che-
mischen Parameter für den guten 
Zustand des Grundwassers mit 
Nähr- und Schadstoffen 

Chemische und organische Verschmut- 
zung (Überschreitung der Grenzwerte 
für den guten Zustand oder das gute 
ökologische Potenzial der Oberflächen- 
gewässer mit Nähr- und Schadstoffen) 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind 
nicht hinreichend 

Die Düngeverordnung und die Anla-
genverordnung wassergefährdender 
Stoffe wird angepasst 

Eine Anpassung der Grenzwerte für 
Schadstoffemissionen aus Kraftwerken 
und Industrieanlagen ist erforderlich 

Ergänzende 
Maßnahmen 
sind erforderlich: 

Maßnahmen zur Reduzierung der 
genannten Emissionen müssen 
durch Beratungsmaßnahmen er- 
gänzt werden 
(LAWA-MNK Nr. 31,32) 

Maßnahmen zur Reduzierung der ge- 
nannten Emissionen über den Luftpfad 

 
 
 
(LAWA-MNK Nr. 18) 

 

  



Maßnahmenprogramm BG Oberrhein – Anhang 2 

13 
 

i) Maßnahmen zur Regelung aller anderen signifikanten nachteiligen Auswirkungen 

Grundlegende Maßnahmen bei signifikanten Belastungen für alle anderen als nach 
Artikel 5 und Anhang II vorgegebenen nachteiligen Auswirkungen auf den Gewäs-
serzustand. 

Hydromorphologische Veränderungen 

Die hydromorphologischen Bedingungen der Oberflächenwasserkörper müssen so beschaffen sein, 
dass der gute ökologische Zustand oder das gute ökologische Potential für künstlich oder erheblich 
veränderte Wasserkörper erreicht werden kann. Die allgemeinen Grundsätze der Gewässerbewirt- 
schaftung nach § 6 WHG sind zu berücksichtigen. Die diesbezüglichen Begrenzungen erfolgen nach 
§ 68 WHG. Der Gewässerausbau bedarf einer Planfeststellung ggf. mit Umweltverträglichkeitsprü- 
fung. Die in der Planfeststellung oder der Plangenehmigung enthaltenen Begrenzungen, Auflagen 
und Bedingungen werden regelmäßig überprüft und gegebenenfalls aktualisiert. 

Verursacher Landwirtschaft, Urbane Entwicklung ,Verkehr (Infrastruktur) 

Signifikante Belastung Hydromorphologische Veränderungen 

Auswirkung Veränderung der Habitate 
(Beeinträchtigung des ökologischen Zustands der Fließgewässer, 
guter ökologischer Zustand wird dadurch für viele Fließgewässer 
verfehlt) 

Die grundlegenden Maßnah- 
men (Zulassungsverfahren) 
waren nicht hinreichend. 

Der Gewässerausbau fand in der Vergangenheit statt und diente 
damals vorrangig der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes.  
Für künftige größere Ausbaumaßnahmen erfordern je nach Um- 
fang der morphologischen Veränderungen unterschiedliche Zulas- 
sungsverfahren wie Umweltverträglichkeitsprüfungen, Planfeststel- 
lungsverfahren oder Genehmigungsverfahren. Bei signifikanten 
Eingriffen in die Umwelt sind gemäß den Naturschutzgesetzen ent-
sprechende Ausgleichsmaßnahmen vorzunehmen. 

Ergänzende Maßnahmen sind 
erforderlich, 

wo es möglich ist, eine hinreichend natürliche Hydromorphologie 
und die Durchgängigkeit für Fische wiederherzustellen, damit die 
Ziele erreicht werden können 
(LAWA-MNK Nr.74 und 76 ) 
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j) Verbot einer direkten Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser nach Maß-

gabe der nachstehenden Vorschriften 

Das geothermisch genutzte Wasser kann in den Grundwasserleiter, aus dem es stammt, wieder 
eingeleitet werden. Unter Festlegung der entsprechenden Bedingungen wird folgendes gestattet: 

- Die Einleitung von Wasser, das Stoffe enthält, die bei der Exploration und Förderung von Koh-
lenwasserstoffen oder bei Bergbauarbeiten anfallen, sowie die Einleitung von Wasser zu tech-
nischen Zwecken in geologische Formationen, aus denen Kohlenwasserstoffe oder andere 
Stoffe gewonnen worden sind, oder in geologische Formationen, die aus natürlichen Gründen 
für andere Zwecke auf Dauer ungeeignet sind. Solche Einleitungen dürfen keine anderen 
Stoffe als solche enthalten, die bei den obengenannten Arbeitsvorgängen anfallen. 

- Die Wiedereinleitung des aus Bergwerken oder Steinbrüchen abgepumpten Wassers oder 
deswegen Wartungs- und Bauarbeiten abgepumpten Wassers. 

- Die Einleitung von Erdgas oder Flüssiggas (LPG) zu Speicherungszwecken in geologische 
Formationen, die aus natürlichen Gründen für andere Zwecke auf Dauer ungeeignet sind; 

-   die Injektion von Kohlendioxidströmen zur Speicherung in geologische Formationen, die aus 
natürlichen Gründen für andere Zwecke auf Dauer ungeeignet sind, vorausgesetzt eine sol-
che Injektion erfolgt im Einklang mit der Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2009 über die geologische Speicherung von Kohlendioxid ( 1 ) 
oder ist gemäß Artikel 2 Absatz 2 jener Richtlinie aus ihrem Geltungsbereich ausgenommen; 

- Einleitung von Erdgas oder Flüssiggas (LPG) zu Speicherungszwecken in andere geologi-
sche Formationen, sofern die Sicherheit der Gasversorgung dringend gewährleistet werden 
muss und hierbei allen derzeit bestehenden oder künftigen Gefahren einer Verschlechterung 
der Qualität des aufnehmenden Grundwassers vorgebeugt wird; 

- Hoch- und Tiefbauarbeiten und ähnliche Arbeiten über oder unter der Erdoberfläche, bei de-
nen ein Kontakt zum Grundwasser entsteht. Hier können die Mitgliedstaaten festlegen, dass 
solche Arbeiten als genehmigt betrachtet werden müssen, wenn sie im Einklang mit allgemein 
verbindlichen Regeln, die die Mitgliedstaaten für solche Arbeiten erstellt haben, durchgeführt 
werden. 

- Die Einleitung geringfügiger Mengen von Stoffen für wissenschaftliche Zwecke zum Studium, 
zum Schutz oder zur Sanierung der Wasserkörper, wobei diese Mengen auf das zu diesen 
Zwecken unbedingt erforderliche Mindestmaß beschränkt bleiben müssen, sofern derartige 
Einleitungen das Erreichen der für den betreffenden Grundwasserkörper festgelegten Um-
weltziele nicht gefährden. 

Verursacher (Nutzer von Geothermie, Bergbauunternehmen, Gasversorgungs- 
unternehmen, Ölförderunternehmen, Tiefbauarbeiten,) 

Signifikante Belastung keine 

Auswirkung keine 
Die grundlegenden Maßnah- 
men sind generell hinreichend 
für die Zielerreichung. 

Nationale Regelungen zum Schutz des Grundwassers 

Ergänzende Maßnahmen sind 
nicht erforderlich. 

 

 

k) Beseitigung der Verschmutzungen von Oberflächengewässern 

Das Europäische Parlament und der Rat verabschieden spezifische Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Wasserverschmutzung durch einzelne Stoffe oder Schadstoffgruppen, die ein erhebliches Risi- 
ko für die die aquatische Umwelt darstellen einschließlich der der entsprechenden Risiken für Ge- 
wässer, die zur Trinkwasserentnahme genutzt werden. In Bezug auf diese Schadstoffe zielen die 
Maßnahmen gemäß Artikel 16 WRRL auf eine schrittweise Verringerung der Verschmutzung durch 
diese Stoffe ab, in Bezug auf prioritär gefährliche Stoffe auf die Beendigung oder schrittweise Ein- 
stellung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten. Die Maßnahmen werden aufgrund der Vor- 
schläge erlassen, die die Kommission nach den Verfahren des Vertrags unterbreiten wird. 
Verursacher (Kraftwerksbetreiber) Industrie, Landwirtschaft 
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Signifikante Belastung In fast allen Wasserkörpern gibt 
es Überschreitungen von Grenz- 
werten ubiquitärer prioritär gefähr- 
licher Schadstoffe (Quecksilber) 

In einigen Wasserkörpern wurden 
signifikante Belastungen durch ande- 
re prioritäre gefährliche Schadstoffe 
und Pflanzenschutzmittel festgestellt 

Auswirkung Chemische Verschmutzung 
(Beeinträchtigung des Trinkwas- 
sers und der Gewässerflora und 
- fauna) 

Chemische Verschmutzung 
(Überschreitung von Umweltquali- 
tätsnormen) 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind nicht 
hinreichend und müs- 
sen durch die IED an-
gepasst werden. 

Niedrigere Immissionsgrenzwerte 
gegen die Luftverschmutzung auf 
Grundlage des BImschG, Stren- 
gere Vorgaben für das Inverkehr- 
bringen von krebserregenden o-
der genveränderter Substanzen 
auf Grundlage des Chemikalien- 
gesetzes 

Begrenzung der Emissionsgrenzwer- 
te für Industrie und Gewerbe bei der 
Indirekteinleitung in kommunale Ab- 
wasseranlagen und bei der Direktein- 
leitung bestimmter prioritär gefährli- 
cher Schadstoffe im Industrieabwas- 
ser in Oberflächengewässer 

Ergänzende Maßnah- 
men sind bei Über- 
schreitungen der Qua- 
litätsnormen erforder- 
lich: 

Verschärfung der Grenzwerte für 
Immissionen über den Luftpfad 
und Verschärfungen für das In- 
verkehrbringen von prioritär ge- 
fährlichen Schadstoffen 

(LAWA-MNK Nr. 99, 18 ) 

Verschärfung der Grenzwerte für die 
Indirekteinleitung von Industrieab- 
wasser in die öffentliche Abwasser- 
behandlung (Vorbehandlung) und Di-
rekteinleitung sowie die Umsetzung 
des nationalen Aktionsplans zur nach-
haltigen Anwendung von Pflan- zen-
schutzmitteln (NAP) 

 

l) Maßnahmen zur Verhinderung von Freisetzungen von Schadstoffen 

Die Regelungen sind durch §§ 62 bis 63 WHG i.V.m. den Anlagenverordnungen der Länder zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), im Chemikaliengesetz i.V.m. der Gefahrstoffver-
ordnung und dem Bundesimmissionsschutzgesetz eingeführt worden. Die Regelungen gelten auch 
für das Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Sickersäften und von vergleichbaren, in der Land-
wirtschaft anfallenden Stoffen wie z.B. Gärreste von Biogasanlagen. 
Verursacher Industrie, Landwirtschaft (Gewerbe) 
Signifikante Belastung Freisetzung signifikanter Mengen beim Umgang mit wasserge-

fährdenden Stoffen 

Auswirkung Chemische Verschmutzung 
(Überschreitung von Umweltqualitätsnormen) 

Die grundlegenden 
Maßnahmen sind generell hinrei-
chend 

Umsetzung der Regelungen der Anlagenverordnungen 
nach § 62 bis § 63 WHG 

Ergänzende Maßnahmen sind 
nicht erforderlich. (LAWA-MNK 
Nr.44 ) 

 

 


